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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
(14. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten über Abschlepphaken an Kraftfahrzeugen 
— Drucksache 7/3107 — 

A. Zielsetzung 

Der Handel mit Kraftfahrzeugen innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft wird durch unterschiedliche Konstruktionsvor- 
schriften behindert. Eine Vereinheitlichung beseitigt Handels- 
hemmnisse und dient der Erhöhung der Verkehrssicherheit. 


B. Lösung 

Durch eine Richtlinie sollen die Vorschriften für Abschleppein- 
ritditungen an Kraftfahrzeugen vereinheitlicht werden, wobei 
der § 43 Abs. 2 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung im 
wesentlichen unverändert übernommen werden soll. 

Einmütige Billigung im Ausschuß 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 
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Drucksache 7/3565 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Dr.-Ing. Oetting 


Der in der Drucksache 7/3107 enthaltene Richt- 
linienvorsdilag wurde mit Schreiben des Präsidenten 
des Deutschen Bundestages vom 24. Januar 1975 
dem Aussdiuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen zur Beratung überwiesen, der die 
Vorlage in seiner Sitzung am 23. April 1975 behan- 
delt hat 

Der Handel mit Kraftfahrzeugen innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft wird zur Zeit noch durch 
unterschiedliche technische Konstruktions vor Schrif- 
ten behindert. Ziel des vorliegenden Richtlinien- 
vorschlages ist es, diese Vorschriften bezüglich der 
Absdileppeinriditungen aneinander anzupassen, da- 


mit auf diese Weise das Verfahren über die gemein- 
schaftliche Betriebserlaubnis anwendbar wird. Die 
Vereinheitlichung dient auch der Verkehrssicher- 
heit 

Der Ausschuß hat zur Kenntnis genommen, daß 
der Wortlaut des § 43 Abs. 2 der Straßenverkehrs- 
Zulassungs-Ordnung nahezu unverändert in den 
Richtlinienentwurf übernommen worden ist. Es er- 
geben sich mithin für die deutschen Vorschriften 
keinerlei Änderungen. 

Der Ausschuß hat daher keine Bedenken gegen 
die Vorlage und empfiehlt Kenntnisnahme. 


Bonn, den 23. April 1975 


Dr.-Ing. Oetting 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

von dem Richtlinienvorschlag — Drucksache 7/3107 — Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 23. April 1975 


Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Femmeldewesen 


Börner Dr.-Ing. Oetting 

Vorsitzender Berichterstatter 
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